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Hexenglaube und Antisemitismus 
(Dialektik der Aufklärung?) 
Heute, am 10.01.05, lass ich in der FR einen Artikel über Hexenglaube und 
Hexenverfolgung in Ghana. Hexen werden für die unangenehmen Wechselfälle des 
Lebens, private und gesellschaftliche Katastrophen, verantwortlich gemacht, sprich 
Missernten durch Trockenheit etc., Krankheit usw. Man zwingt sie Gift zu nehmen, 
lyncht sie oder vertreibt aus der menschlichen Gemeinschaft, gestattet ihnen 
ausnahmsweise ein ghettohaftes Leben in speziellen Dörfern, am Rande der 
Gesellschaft. 
Das kam mir bekannt vor und löste folgende Gedankengänge aus: 
Offenbar gibt es in vorindustriellen, noch ganz von der Natur beherrschten 
Gesellschaften ähnliche Mechanismen, wie in hoch entwickelten kapitalistischen 
Gesellschaften, mit ihrer verallgemeinerten Warenproduktion. 
Sind die unangenehmen Wechselfälle des Lebens in vorkapitalistischen, nicht 
industrialisierten Gesellschaft noch ganz von der Natur bestimmt, so sind sie in hoch 
entwickelten Gesellschaften Produkt der verallgemeinerten Warenproduktion selbst. 
(Krisen aus Überfluss etc.) 
Was die Hexe in den alten Gesellschaften, ist „der Jude“ in den modernen 
Gesellschaften. Ideologisch gesehen bildete das Christentum die Brücke, brachte die 
Hexenverfolgung zur Perfektion und zum Abschluss und bereitete den 
Antisemitismus moderner Gesellschaften vor. 
„Der Jude“ ist der Geldbesitzer und Wucherer, Repräsentant und Personifikation der 
quasi-natürlichen gesellschaftlich verursachten Katastrophen. Wie der Hexe, wird 
ihm Macht zugesprochen, Böses zu bewirken. Seine Macht beruht nicht auf 
übersinnlichen Kräften, sondern auf dem Geld. Als Personifikation der gleichsam 
übersinnlichen Macht des Geldes ist er der Verursacher alles Bösen. Der 
Nationalsozialismus sattelte noch einen drauf, indem er diese Personifikation der 
gleichsam übersinnlichen Macht des Geldes, biologistisch-rassistisch in der „Natur“ 
der Juden veranlagt sah, und so die Bekämpfung des „Geldjuden“ zu einer Sache der 
physischen Liquidierung der Juden machte.  
Was nicht erklärt werden kann, etwa eine allgemeine Krise der Kapitalreproduktion 
und das daraus resultierenden soziale Desaster, wird einer bösen Macht 
zugeschoben, die dann verfolgt und vernichtet werden soll. 
Die Aufklärung bereitete dem Hexenwahn vor dem Hintergrund der Durchsetzung 
des Kapitalverhältnisses ein Ende. Dies gelang ihr vor allem durch Mehrung der 
naturwissenschaftlichen Kenntnisse, die durch natürliche Vorgänge verursachte 
gesellschaftliche Katastrophen und Krankheiten erklären konnte. Die mit der 
Aufklärung sich entwickelnden Gesellschaftswissenschaften, vor allem in Gestalt der 
Nationalökonomie, verkündeten dagegen, dass der marktförmige Zusammenhang 
der Kapitalreproduktion zum Gleichgewicht tendiere und als solcher keinerlei 
gesellschaftliche Katastrophe verursache. Jedes Angebot verschafft sich eine 
entsprechende kaufkräftige Nachfrage. Im „Normalfall“ wird damit der Bankrott 
eines Unternehmens durch Missmanagement erklärt und die Lohnarbeitslosigkeit 
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durch Fehlverhalten der Individuen. Im Falle grundlegender und anhaltender 
Schwierigkeiten der Kapitalverwertung reichen diese Erklärungmuster aber nicht 
aus und so muss eine böse Macht ersonnen werden, die an dem Desaster Schuld ist. 
 
In Bezug auf ihren aufklärerischen Gehalt über die Gesellschaft steht die 
ökonomische Wissenschaft etwa auf dem gleichen Niveau, wie die religiös geprägte 
Naturanschauung vor den modernen Naturwissenschaften. Was sie mit ihrer 
ökonomischen Logik nicht erklären kann, verlangt nach anderer Erklärung. Das Böse 
wird personifiziert, damit es angreifbar wird. Hexen hier, Juden da. 
Die Kritik der Politischen Ökonomie muss bezüglich der Überwindung des 
modernen Antisemitismus das gleiche leisten, wie die Naturwissenschaften 
bezüglich des Hexenglaubens. Aber so, wie die Überwindung des Hexenglaubens 
nur möglich wurde vor dem Hintergrund der Industrialisierung und der 
Verallgemeinerung der Warenproduktion, so kann die Überwindung des 
Antisemitismus nur erfolgreich sein, vor dem Hintergrund unmittelbar 
gesellschaftlicher Produktionsverhältnisse des Kommunismus. Die Kritik der 
Politischen Ökonomie kann also die Überwindung des Antisemitismus nur 
vorbereiten, in dem sie beweist, das das Kapitalverhältnis und nicht die böse Macht 
des geldbesitzenden Juden Ursache des gesellschaftlich produzierten Unglücks ist. 
Der „böse Jude“ ist nichts als eine Projektion, die aus einem scheinbar naturhaften 
gesellschaftlichen Zusammenhang erwächst, dessen Wirkzusammenhang nicht 
erklärt und verstanden ist. „Der Jude“ steht für die die katastrophischen Misserfolge 
dieser Gesellschaftsformation ein. Das, was wir unter dem Begriff der Aufklärung 
verstehen, war nichts als ein begrenzter Erkenntnisschritt vorwärts in der 
menschlichen Gesellschaft. Die Kritik der Politischen Ökonomie vollendet nicht nur 
die Philosophie, sondern bringt damit zugleich eine neue Phase der Aufklärung zum 
Abschluss. Der Antisemitismus wird erst verschwinden mit der Verallgemeinerung 
der Erkenntnisse der Kritik der Politischen Ökonomie und mit der Überwindung 
jener Verhältnisse, die die gesellschaftlichen Katastrophen produzieren. In 
Zusammenarbeit mit Herrn Bush und Co. ist diese Aufgabe sicher nicht zu 
bewältigen! 
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Damit zusammenwächst, was zusammen gehört - die Natur des Menschen, die 
Natur des Goldes und die Natur des Geldes 
 

Spricht man mit seinen mehr oder weniger geschätzten Kolleginnen und Kollegen über die 
Absurditäten des Welt-Kapitalismus, über die wahnwitzige soziale Polarisierung zwischen 
Armen und Reichen, die Rücksichtslosigkeit und Kurzsichtigkeit mit der das Kapital die 
natürlichen Grundlagen menschlichen Lebens auf diesem Planten plündert, die Brutalität, 
mit der gesellschaftliche Lebensformen zerstört werden (aktuell etwa der Völkermord an 
den afrikanischen Buschmänner, die kecker Weise Landstriche besiedeln, unter denen man 
Diamanten vermutet), die nicht mit Kapitalverwertung kompatibel sind, so gelangt man hin 
und wieder schon an einen Punkt, wo es um die Möglichkeit und Notwendigkeit radikaler 
Gesellschaftsveränderung geht. 
Doch ach, spätestens jetzt wird es heikel, plötzlich ist sie da, „die Natur des Menschen“ und 
erhebt sich drohend als übermächtiges Bollwerk gegen jede Form sozialer Emanzipation. 
Man weiß nicht so genau, worin diese ominöse „Natur des Menschen“ eigentlich besteht, 
dafür ist mensch sich aber ganz sicher, das alle Formen bürgerlicher Subjektivität, die sie 
kennzeichnenden Bedürfnisse wie die Art sie zu befriedigen, schnurstracks eben dieser 
„Natur des Menschen“ entspringen. Zu dieser „Natur des Menschen“ gehört vor allem, das 
die Individuen von Natur aus ungleich sein. Damit dementiert sich die angerufene Natur des 
Menschen schon mal ein Stück weit selbst, denn wenn alle Menschen von Natur aus 
ungleich sind, dann kann es eine „Natur des Menschen“ nicht geben, oder diese reduziert 
sich auf die Feststellung von Unterschieden. Die natürlich Ungleichheit ist aber nur ein 
ziemlich plattes gedankliches Werkzeug, um die moderne Form der sozialen Ungleichheit zu 
erklären. Ausbeutung, Herrschaft und Unterdrückung , ungleiche Verteilung des Reichtums 
etc. alles ergibt sich auf wunderbare Weise aus der naturhaften Ungleichheit der Individuen. 
Die „Tüchtigen“ sitzen eben oben auf! 
Selbstverständlich haben die Menschen ein „natürliches“ Bedürfnis nach Mobilität, nach 
Reisen aber auch nach Sesshaftigkeit. Man weiß nichts mehr von menschlicher Gesellschaft, 
für die Sesshaftigkeit den Untergang bedeutet hätte (Nomaden), weshalb ihnen das 
Bedürfnis danach eher „spanisch“-fremd (das „spanisch“ ist auch wörtlich zu nehmen) 
vorgekommen ist. Zum Beweis der Widernatürlichkeit des Nomadenlebens wurde und wird 
den Nomaden ihre Existenzgrundlage genommen. Das Streben nach privatem Besitz an 
Grund- und Boden entspricht „der wahren Natur des Menschen“ und setzt sich „natürlich“ 
durch. 
Anders herum machte und macht man den Bauern Beine. An der „Scholle“ kleben, sich 
durch Bearbeitung dieser Scholle selbst versorgen? Is nich! Diese Bauern waren einfach zu 
sesshaft. Es kam ihnen Jahrhunderte lang nicht in den Sinn, das Land zu verlassen, auf der 
Suche nach neuen attraktiveren Existenzmöglichkeiten (etwa in dunklen, lauten, dreckigen 
Fabrikhallen) durchs Land zu vagabundieren, sich dabei womöglich noch aufhängen lassen, 
wie in England, um schließlich in den Slums von Großstädten zu stranden, wo sie wieder ein 
bisschen sesshaft werden durften und dürfen. Selbstverständlich immer nur auf Abruf, den 
sie müssen dem „natürlichen“ Strom des Kapitalflusses folgen. 
Der moderne Kapitalismus, die bürgerliche Demokratie beruhen auch ganz wesentlich auf 
Völkermord. Ihrem „natürlichen“ Trieb folgend, machten sich europäische Menschen – 
sozusagen die Fleischwerdung der „Natur des Menschen“ – auf, um Lebensraum damals im 
Westen zu gewinnen. Sie stießen dabei auf die nord- und südamerikanischen Indianer, 
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Spezies, die zwar dem Menschen ähnelten, die aber den Teufel als Taufpaten gehabt haben 
mussten. Sie entsprachen ganz und gar nicht der „Natur des Menschen“ besiedelten aber 
Land, das gebraucht wurde, damit „die Entdecker“ das schöne Amerika schaffen konnten, 
wie wir es heute kennen, mit all seinen Offenbarungen „der Natur des Menschen“ (Mord 
und Todschlag, bis zur restlosen Verblödung gereifte Religiosität, ausgedehnter Konsum 
weiterer Drogen). Dass diese menschenähnlichen Wesen im Süden des amerikanischen 
Kontinents an Gold gekommen waren, bedeutete eine ungeheure Vergeudung, 
Zweckentfremdung und Provokation. Die europäischen Menschen allein wussten, das Gold 
„von Natur aus“ Geld ist und seinem natürlichen Zweck zugeführt werden muss. Dies 
wiederum konnte nur ihnen vorbehalten sein, denn die „wahre Natur des Menschen“ kann 
sich erst dann frei entfalten, wenn die „wahre Natur des Goldes“ entdeckt ist und als Geld 
das Räderwerk der kapitalistische Akkumulation anstoßen und schmieren kann. 
 
Es ist heute soweit gekommen,. dass das Kapital selbst zur eigentlichen „Natur des 
Menschen“ geworden zu sein scheint. Die Menschen sind (nicht nur freundlich) 
aufgefordert, sich dieser Natur anzupassen. Will sagen: das gesamte menschliche 
Zusammenleben muss so organisiert werden, dass es der Kapitalverwertung förderlich ist. 
Wer störrisch sich dagegen verwahrt, wird platt gemacht, weil er „naturwidrig“ handelt. 
Dem Tüchtigen („Leistungsträger“) die Vorfahrt. Die vom Markfundamentalismus 
besoffenen Profiteure der kapitalistischen Produktionsverhältnisse treiben die 
Menschwerdung des Affen weiter bis zur Umwandlung der Menschen in Ökonomen. Das 
Streben nach Bereicherung, die „Privatisierung“ des gesellschaftlichen Lebens in der Form 
der schrankenloser Öffnung für renditegeile Geldanleger, die unablässige Produktion neuer 
Bedürfnisse durch die Produktion von Waren, die im Zweifelsfall so überflüssig sind wie ein 
Kropf, die ausschließliche Anerkennung menschlicher Bedürfnisse in der Gestalt 
zahlungsfähiger Nachfrage, die „Versorgung“, „Bereicherung“ und Sättigung auch der 
intimsten menschlichen Beziehungen und Erlebnisfelder mit Waren (Durchstylung der 
Individuen bis hinein ins Bett, im Extremfall: man kann sich nicht mehr riechen ohne 
Parfum, man kann sich nicht mehr anschauen ohne Verkleidung und Maske; Vermarktung 
von Sex in Prostitution und Pornographie) usw. das alles liefert uns die beste aller denkbaren 
Welten und entspringt flux aus der „Natur des Menschen“. Man muss den Menschen nur die 
„Freiheit“ geben, dann schaffen sie das alles (angeblich) von selbst. Auch ohne die Suche 
nach profitabler Anlage für private Geldmassen, die „von Natur aus“ dafür bestimmt sind, 
sich selbst zu vermehren? Auch ohne „Geschäftssinn“ (was für ein Wort! Als ob Geschäft 
irgend etwas mit Sinnlichkeit zu tun hätte!)? Schaffen die Menschen das nicht, dann müssen 
die „Tüchtigen“ eben ein bisschen nachhelfen, muss ein Markt auch schon mal gewaltsam 
„geöffnet“ werden. An der „Naturwüchsigkeit“ des Militärs kann nun wirklich niemand 
zweifeln. Bomber und Bombe gehörten schließlich von Anfang an zu den liebsten 
Spielzeugen der Pygmäen. Schon die Jäger und Sammler träumten vom VW Touareg. 
Was heißt schon Geschichte, wo wir doch deren Ende in „Natürlichkeit“ erreicht haben? 
Ja, wenn die „Natur des Menschen“ soziale Befreiung ausschließen würde, dann könnte es 
mehr oder weniger schnell zu Ende gehen mit der Geschichte der Menschheit. 
Es gehörte immer zu den vornehmsten Aufgaben der Mächtigen jedes Streben nach sozialer 
Emanzipation von scheinbar „gottgewollten“ oder „natürlichen“ (was von besondern 
Koriphäen des bürgerlichen Geistes auch schon mal gleichgesetzt wurde und wird) 
Gesellschaftszuständen als Vergehen wider die „Natur des Menschen“ zu denunzieren. Je 
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elender diese Zustände, je offenkundiger ihre Unerträglichkeit, je stärker der Wunsch nach 
sozialer Emanzipation, desto heftiger das ideologische Trommelfeuer. 
Vor dem Hintergrund des Scheiterns eines „Kommunismus“ dessen gesellschaftliche Praxis 
einer blanken Verhöhnung sozialer Befreiung von den bedrückenden „Sachzwängen“ der 
Kapitalverwertung gleichkam, fällt es den Ideologen der kapitalistischen Marktwirtschaft 
leicht, sich „ideologiekritisch“, „pragmatisch“ zu geben. Aber dieser angebliche 
„Pragmatismus“ bedarf der Heraufbeschwörung der „Natur des Menschen“ wider alle 
Bestrebungen nach sozialer Emanzipation, um seine Wirksamkeit entfalten zu können. 
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Die „Linke“ wird nicht dadurch stärker, dass sie richtige Erkenntnisse 
durch falsche ersetzt, um modern zu sein! 
Es ist ganz offensichtlich so, dass die Marxsche Kritik der Politischen Ökonomie (allgemeine 
Kapitaltheorie) durch die aktuellen ökonomisch-sozialen Veränderung des Kapitalismus an 
Plausibilität und Nachvollziehbarkeit gewinnt. Als Beispiel will ich hier nur die wohl am 
meisten umstrittenen Theorien vom „Allgemeine Gesetz der kapitalistischen Akkumulation“ 
und vom „Gesetz des tendenziellen Falls der Profitrate“ ansprechen. Wer die Bücher von 
Rainer Roth –Das Kartenhaus, Nebensache Mensch - gelesen hat, wird feststellen, dass die 
Marxsche Kritik ein hervorragendes Werkzeug ist, um sich in der widersprüchlichen Realität 
des heutigen Kapitalismus zurechtzufinden. Die Theorie bewährt sich in der Aufarbeitung 
des empirischen Materials und wird so zu einer scharfen Waffe der Kritik. Eine Theorie, die 
das nicht leisten kann bleibt stumpf.  
Man kann in diesem Sinne mit Marx sagen, dass die Theorie zur Wirklichkeit drängt und die 
Wirklichkeit zur Theorie, womit eine wesentliche Bedingung für die Verbreiterung der Kritik 
am Kapitalismus gegeben wäre. 
Tatsächlich aber passiert nichts dergleichen. Im Gegenteil die Erosion radikal 
kapitalkritischen Denkens hält weiter an und die theoretischen Versatzstücke „linken“ 
Denkens werden immer beliebiger, verlieren das wesentliche, die konkrete und zugespitzte 
Kritik am kapitalistischen Privateigentum aus dem Auge. Ob Gespensterdiskussionen über 
das Wesen der Deutschen, die Kritik der Arbeit im Allgemeinen, über die Aufhebung des 
Zwangs zur Lohnarbeit im System der Lohnarbeit (Bedingungsloses Grundeinkommen) bis 
hin zur „sozialistischen Marktwirtschaft“, deren Berechtigung daraus abgeleitet wird, dass 
nunmehr ein „anderer Umgang mit Ware und Geld“ möglich sei. Man tut alles, um das 
Problem des Privateigentums an Produktionsmitteln auszuklammern, zu umgehen. Alles 
erscheint möglich, nur nicht die vollständige Beseitigung dieses Grundübels, die allein den 
Einstieg in eine Welt ohne Ware und Geld ermöglicht und damit die Abschaffung eines 
gesellschaftlich erzeugten abstrakten Sachzwangs, dem die konkurrierenden Individuen auf 
Gedeih und Verderb folgen müssen. 
Sicher, die Kritik am Privateigentum war zur dogmatischen Phraseologie verkommen, die 
beispielsweise alle Sorten von „K-Gruppen“ (moskau, peking, aber auch  manche„trotzkis“) 
verband. Und, wie der dogmatische Mao tse-tung einmal richtig vermerkte, sind die 
Dogmatiker faule Kerle. Sie sind jedenfalls nicht in der Lage die Theorie zu einer wirksamen 
Waffe der Kritik zu machen, indem sie das vorliegende Material verarbeiten und so die 
Theorie auf die Höhe der Zeit bringen. Der Mühe, die vielfältigen und widersprüchlichen 
Erscheinungen einer Vergesellschaftung mittels Wert auf die zugrunde liegenden 
Produktionsverhältnisse zurückführen, unterzog sich bald kaum noch jemand. Die 
Abschaffung des kapitalistischen Privateigentums in der Gestalt eines Staatseigentums, über 
das die diktatorische Minderheit der Partei verfügte, begünstigte zudem alle möglichen 
Kritiken, die durch das Staatseigentum bewiesen sahen, dass die Abschaffung des 
Privateigentums nicht die Lösung in sich berge oder zu  falschen Lösungen führe. 
So scheint die Kritik am Privateigentum heute eine perspektivlose Sache zu sein, die keinen 
Hund mehr hinter dem Ofen hervorlockt. Man sucht nach „wirkungsvolleren“ Theorien als 
der Kritik der Politischen Ökonomie (die das Geheimnis des inneren Zusammenhangs all 
der widersprüchlichen Erscheinungen auf die zugrunde liegenden Produktionsverhältnisse 
zurück führt) und nach verheißungsvolleren Perspektiven als der schnöden Abschaffung des 
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Privateigentums. Wie wirkungslos und begrenzt, ungenügend und fehlerhaft die Kritik am 
Privateigentum sei, das habe schließlich die Vergangenheit gezeigt. 
Tatsächlich stimmt nichts dergleichen. Dass der bisherige Sozialismus/Kommunismus 
„wirkungslos“ gewesen sei, kann niemand allen ernstes behaupten. Ob in seiner 
reformistischen oder revolutionären Variante, gestützt auf die Kritik des Privateigentums 
konnte er viele Menschen ansprechen und wurde zu einer gesellschaftsverändernden Kraft. 
Ihm „verdanken“ wir sowohl den „Sozialstaat“, wie den „realen Sozialismus“. Das eine ist 
schon abgeschafft und das andere wird gerade abgeschafft. Beide Varianten des 
„Sozialismus“ schränkten die Macht des internationalen Kapitals ein, hatten aber nicht im 
entferntesten etwas mit sozialer Emanzipation von den Zwängen der Kapitalverwertung zu 
tun. Lediglich die Spielräume für Kapitalverwertung wurden eingeschränkt, damit die 
Wirkungsweise des Wertgesetzes modifiziert. Im Fall Realsozialismus geschah dies um den 
Preis der Einführung eines despotischen Zwangskollektivismus und der Mangelwirtschaft. 
Die theoretisch modernisierte und modernisierende Linke, die beständig die 
Wirkungslosigkeit und Fehlerhaftigkeit des „traditionellen Marxismus“ bemüht, um ihre 
kläglichen Modernisierungsversuche  revolutionärer Theorie zu rechtfertigen, ist weit 
bedeutungsloser als jene alten Bewegungen, die ihre Kritik auf die Kritik am Privateigentum 
zuspitzten. Es ist schon bezeichnend genug, dass sie ihre (geringe) Überzeugungskraft 
weniger aus den eigenen Argumenten also aus dem Scheitern traditioneller Theorie 
herzuleiten versuchen. Immer wieder wird jeder Versuch der konkreten Ökonomiekritik 
durch Zuspitzung auf Kritik des Privateigentums damit zurückgewiesen, dass es sich hierbei 
doch um „olle Kamellen“ handele, die man schon vor 30 Jahren runtergebetet habe und die 
zu nichts Gescheitem führen könnten. 
Diese „Linken“, die über den Marxismus hinweg sind und ihn für erledigt halten, sind ein 
rechter Graus. Vor 30 Jahren haben sie gebetsmühlenartig einige auswendig gelernte, auf 
Dogmen verkürzte Lehrsätze runtergeleiert und waren nie in der Lage auch nur einige 
grundlegende Zusammenhänge der durch die Kritik der Politischen Ökonomie gewonnen 
Erkenntnisse verständlich zu reproduzieren. Heute sind sie über alles erhaben und 
fabrizieren dabei erneut den größten Nonsens. Sie wollen die Welt verändern und aus den 
Angeln heben und verstehen rein gar nichts davon, wie diese Welt strukturiert ist. Sie 
schaffen es auch „theoretisch“ spielend, den Zwang zur Lohnarbeit abzuschaffen, ohne das 
System der Lohnarbeit selbst in Frage zustellen. Logik ist nicht ihre Stärke, dafür umso mehr 
der „gesunde Menschverstand“, der bekanntlich jede Einlassung auf den konkreten 
Gegenstand verweigert, und sich in allgemeinen (Erfahrungs-)Sprüchen ergeht. Alle diese 
modern gewendeten Weltveränderer, gleich welcher Couleur ( siehe meine eingangs 
gemachte Aufzählung) repräsentieren nichts weiter als die Ohnmacht, Perspektivlosigkeit 
und den Untergang der radikalen Linken, die im Gefolge der Jugendrevolte Ende der 60iger 
Jahre entstanden ist. 
Es ist traurig und bezeichnend, dass diese abgehalfterte „Linke“ Bücher, wie die von Rainer 
Roth geradezu boykottiert,  mindestens jedoch ignoriert und nichts damit anzufangen weiß. 
Ja, man kann es nicht anders bezeichnen, als systematische Verweigerung und Ignoranz. 
Womit die Chance auf einen Verständigungsprozess unter Sozialrevoutionären vertan wird, 
einen Verständigungsprozess über Grundfragen der Ökonomiekritik und damit 
grundlegender Kritik der bürgerlichen Gesellschaft. Ohne eine entsprechende Diskussion 
und ohne den angesprochenen Verständigungsprozess, der die Sektenschranken 
überwindet, wird sich der Untergang der radikalen Linken weiter beschleunigen begünstigt 
durch immer neue „Modetheorien“ wie die von Negri oder Postone. 
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Auf jeden Fall gibt es statt einer begierigen Aufnahme und Diskussion nur ein Schweigen im 
Walde der Ignoranten. Aber wie sollten solche Glanzstücke konkreter Ökonomiekritik auch 
auf fruchtbaren Boden fallen, wo dieser (gedankliche) Boden nicht nur nicht bereitet ist, 
sondern er geradezu als „Umweltbelastung“ empfunden wird. 
Dank der modernen Medientechnologie kann sich heute auch noch die blödeste und 
mickerigste Sekte irgendwo produzieren und breit machen. Bedeutendes von 
Unbedeutendem zu unterscheiden, das hat das verehrte „linke“ Publikum längst verlernt! 
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Müssen wir bald Hartz 4 verteidigen? – oder das traurige Drama „der 
Bewegung“ in Deutschland 

Kampf um Reformen im Kapitalismus bedeutet immer dann bloße Verteidigung 
eines vorhandenen Status Quo, wenn in ihm nicht das Verlangen nach sozialer 
Emanzipation seinen Ausdruck findet. Dieses Verlangen nach sozialer Emanzipation 
drückt sich immer dann im Kampf um Reformen aus, wenn die Reformforderungen 
ohne Rücksicht auf ökonomische Vernunft und ohne Akzeptanz des Sachzwangs der 
Verwertung formuliert werden, allein in der Absicht ein Stück soziale Befreiung zu 
erkämpfen.. 
Gibt es keine Bewegung in der Sozialreformismus eingebunden ist in eine 
weitreichende sozialrevolutionäre Perspektive, können sich diese beiden Seiten jeder 
wirklichen antikapitalistischen Bewegung nicht wechselseitig ergänzen und stärken. 
Finden Forderungen keine Unterstützung, die der Kapitalverwertung Schranken 
setzen, die ohne Rücksicht auf den ökonomischen Sachzwang gestellt werden, dann 
gerät die soziale Bewegung immer weiter in die Defensive, kann nur reagieren auf 
die immer maßloseren Attacken des Kapitals zur Verbesserung seiner Rentabilität. 
Der zu verteidigende Status quo wird immer beschissener und je beschissener die 
zur verteidigenden sozialen Ausgangsbedingungen desto weniger lohnend erscheint 
es, sich dafür einzusetzen. 
In Deutschland ist ein Zustand erreicht, in der der soziale Widerstand auf ein 
erbärmliches Niveau abgesunken ist, wie man unschwer am Pfingstsamstag in Berlin 
wieder feststellen konnte. Ob es nun 5000 oder 10000 waren, die da gegen Hartz 4 
demonstrierten ist egal. 
Noch am positivsten fiel auf, dass so ziemlich alle Richtungen und Schattierungen 
der „Linken“ sich dort versammelt hatten, von den Autonomen bis zur MLPD, von 
Attac bis zu .... Um so ernüchternder die Zahl, der zum Teil aus dem Bundesgebiet 
angereisten. 
 
Verständnisfragen / subjektive Eindrücke 
Eine übergreifende Debatte über die Ursachen, über den Zustand der „Linken“, 
besonders ihr Politikverständnis etc. findet nicht statt. Eine solche Debatte hätte auch 
nach den objektiven Ursachen zu fragen, denn es ist ja kaum noch zu leugnen, dass 
der sozialen Polarisierung keineswegs automatisch eine „Verschärfung der 
Klassenkämpfe“ folgt. Dies könnte zu tun haben mit dem Reifegrad des 
Wertverhältnisses und der daraus resultierenden Befangenheit der Subjekte in 
Waren-, Geld und Kapitalfetisch. 
Groß geworden ist die heute noch bestehende, langsam vergreisende 
Rumpfmannschaft der deutschen Linken mit der Jugend- und Studentenrevolte. 
Wichtige Bezugspunkte bei der politischen Radikalisierung waren (mit Marcuse) die 
Kritik an den Klassikern der Frankfurter Schule und die Theorien des 
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Befreiungskampfes in den Ländern der 3. Welt. In der Ökonomiekritik galt (vom 
akademischen Marxismus abgesehen) Imperalismus- und Stamokaptheorie mit 
ihrem Ersatz der Wertkritik durch die Macht- und Herrschaftskritik als das letzte 
Wort Alle Theorie wurde politisch instrumentalisiert und in nicht geringen Teilen 
der Bewegung  leidenschaftlich abgelehnt, wenn sie nicht unmittelbar die 
„Haupttendenz Revolution“ in der Welt erklärte und nachwies. 
Was die Verweigerung der Massen anbetraf, so hatte man zwei Theorien parat. Die 
eine ging von der „Manipulation“ durch die Massenmedien aus, die andere von dem 
boshaften Wirken der Arbeitaristokratie, bösen Opportunisten, die die 
kampfbereiten Menschen überall daran hinderten, dass zu tun, was ihr 
„historischen“ Beruf war. 
Das ist zwar alles Schnee von gestern, aber die Aktivität der „Linken“ 
Minigrüppchen sind noch immer auf die Massenagitation ausgerichtet, ohne sich 
lange mit theoretischen Fragen herumzuplagen, den Dingen auf den Grund zu 
gehen, Klarheit zu schaffen und sei es nur in einer bestimmten Reformforderung. 
Weil „Klärung“ immer gleich maßlose Polemik war (und auch heute noch so daher 
kommt), wird möglichst auf jede klärende theoretische Debatte verzichtet. 
Dem praktischen Tiefstand der Bewegung entspricht der theoretische Tiefstand. 
Nicht das es keine Theorie gäbe, oh nein. Es gibt sie reichlich und in beliebiger 
Vielfalt. 
Lenins Satz, dass man sich erst entschieden voneinander abgrenzen müsse, bevor 
man sich vereinigt, ist geradezu eine – wenn auch merkwürdig verdrehtes – 
Programm geworden. Diskutiert man heute im kleinen Kreis (wo sonst?) 
Grundfragen der Kapitalismuskritik, dann hat man so viele Positionen, wie Leute da 
sind. Wenn ich bedenke, wie gleichlautend, die (dogmatischen) Grundsatzpapiere 
etwa der Maoisten Anfang der 70iger Jahre waren, dann finde ich das Theorie- und 
Sprachgewirr heute wirklich beeindruckend. Man kann sich kaum noch 
verständigen. Mit der Abgrenzung das klappt vorzüglich, das mit der Klärung 
hingegen gar nicht. Man kann problemlos Altvater, Heinrich und Postone etc. 
gleichzeitig gut finden und nimmt gern den Satz von Altvater auf, dass man in der 
Theorie ruhig ein bisschen eklektisch sein soll. Jeder hat so seine 
Interpretationsmuster, wie er das alles unter einen Hut bringt. Dieser Hut, dass ist 
nicht selten die eigene „politische“ Aktivität zu Massengewinnung (oder andere 
Formen der Selbstgenügsamkeit. Auch die permanente politische Massenagitation ist 
für mich eine Form der Selbstgenügsamkeit, derjenigen, die sie ständig auf Grund 
von „Notwendigkeit“ betreiben.). Man legt die nächste Aktion, das nächste Flugblatt 
etc. fest und schaut sich um, was man dafür brauchen kann. Fündig wird man fast 
immer. Es gibt ja genug Auswahl auf dem Gabentisch der Theorie. 
Heute gibt es im Gegensatz zur den 70igern eine bemerkenswerte Toleranz und 
Duldsamkeit. Man hört sich zu oder tut zumindest so. Das ist sicher toll aber man hat 
geradezu Angst vor dem Versuch einer Klärung, weil das den „Zusammenschluss“ 
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der „Politiker“ in Minizirkeln gefährden könnte. Klärung könnte zur Abgrenzung 
führen und dann wäre es essig mit dem nächsten Fluggi. 
Aus meiner Sicht ist das ein Zustand der Agoni, der zum sicheren Untergang führt. 
Untergang heißt hier nur, dass die Fossile aussterben. Und mit dem Tod der 
Altlinken ist dann auch die Bewegung tot. 
 
Die Praxis verändern, theoretisch arbeiten 
Die Frage der Verbindung des Kampfes um soziale Reformen mit dem Kampf zur 
Überwindung des Kapitalverhältnisses (positiv ausgedrückt: Kampf für den 
Kommunismus) ist auch eine Frage der Verbindung von Theorie und Praxis. Die 
Frage stellt sich so natürlich nur Menschen, die den Kommunismus noch wollen und 
zumindest eine grobe Vorstellung davon haben. Gibt es diese Menschen nicht mehr, 
und es scheint so, dass es kaum noch welche gibt, dann müsste zunächst und 
dringend eine Debatte über Kommunismus geführt werden unter all denjenigen, die 
das Kapitalverhältnis noch überwinden wollen – und seien es nur eine Handvoll 
Menschen. Diese Debatte müsste auch um den Preis geführt werden, dass man sich 
in esoterische Zirkel verkriecht. Wird sie nicht geführt und mündet sie nicht ein in 
ein gemeinsames programmatischen Verständnis der Aufgaben, dann bleibt alles 
Gerede über Antikapitalismus oder Postkapitalismus etc. leeres Stroh. Anzunehmen, 
solche Ziele würden sich sozusagen spontan ergeben, wäre mehr als naiv. 
 
Es gibt sie aber auch noch, die wenigen KommunistInnen und sie können dazu 
beitragen, dass sich auch eine sinnvolle politische Praxis mit Perspektive entwickelt. 
Ausgehend von soliden Kenntnissen der Kapitalkritik könnten sie begründet 
Stellung beziehen und dem Verlangen nach sozialen Reformen eine Perspektive 
geben, indem sie klare Forderungen herausarbeiten und der Beliebigkeit den Kampf 
ansagen. 
Die Broschüre „Zur Kritik des bedingungslosen Grundeinkommens“ von Rainer 
Roth ist ein gutes Beispiel für eine solche sicherlich ebenso mühe- wie sinnvolle 
Arbeit, die deutlich macht, wie man ausgehend von radikaler Kapitalismuskritik ein 
klares Konzept für den Kampf um Reformen entwickeln kann, das in begründete 
Forderungen mündet, die sich sowohl vom Reformismus wie von Utopismus 
abgrenzt. Auf der Basis solcher Klarheit lässt sich dann auch eine kontinuierliche 
Agitation betreiben (wenn es denn genug Leute gibt, die auf dieser Basis arbeiten 
wollen), wobei es nicht darauf ankommt jeden Tag neue Flugblätter zu verteilen, 
sondern wiederum gut recherchierte und ausgearbeitete Flugblätter, auf die man 
immer wieder zurückgreifen kann, wenn es die Situation verlangt. Auch das verlangt 
theoretische Anstrengung und Gewissenhaftigkeit. 
Ohne Klarheit in grundlegenden Fragen der Ökonomiekritik ist das alles nicht zu 
haben und diese Klarheit gewinnt man nur, wenn man damit arbeitet. Eingestreute 
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Sprüche über Profit und Verwertung reichen dafür nicht! Eine gute Praxis verlangt 
Schulung, klärende Diskussion, klare programmatische Ausrichtung, damit man 
„Klartext“ reden kann. Wird die hier skizzierte Arbeit nicht geleistet, wird diese 
„Linke“ jedenfalls restlos verschwinden. Wird diese Arbeit geleistet, dann garantiert 
auch das keinen unmittelbaren „Masseneinfluss“, aber sie schafft die 
Voraussetzungen dafür und macht es möglich, dass neue Leute sich entwickeln und 
dazustoßen können. Den Rest kann nur die objektive Entwicklung besorgen. 
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NRW - Die neue Partei der Arbeiter ist endlich gefunden 

Im Vollbesitz seiner Geisteskraft („Kinder statt Inder“, als hätten die Inder nicht auch Kinder!) 
hat sich Herr Rüttgers nach der gewonnen Landtagswahl vor Kamera und Mikrofon gestellt 
und alle Welt wissen lassen, dass nunmehr die CDU die Partei der Arbeiter sei. 

Kann man ihm widersprechen? Schließlich gewann die CDU in NRW bei den ArbeiterInnen 
und bei den Lohnarbeitslosen über 14% hinzu und bei den Angestellten über 9 %. Die 
Lohnabhängigen wählten mehrheitlich schwarz. Da hat sich was getan, schon seit längerem! 

Es gab mal Zeiten, da mussten Reaktionäre sich der sozialen Demagogie bedienen, um von 
ArbeiterInnen gewählt zu werden. Das haben sie heute nicht mehr nötig! Der erfolgreichen 
marktwirtschaftlichen Vernebelung der Gehirne sei Dank. Herr Rüttgers samt CDU wurden 
dafür gewählt, dass sie den Kälbern das Schlachtmesser zeigten. (Länger arbeiten für weniger 
Lohn, alle staatlichen Leistungen auf den Prüfstand mit angestrebten Kürzungen bis zu 20%, 
usw. usf.) Die Kälber sind von der unabänderlichen Notwendigkeit ihrer Schlachtung offenbar 
ganz und gar überzeugt und sie finden es gut, wenn man ihnen sagt, wie sie geschlachtet 
werden sollen, damit es „allen“ wieder gut geht. 

Die neoliberale Offensive trägt ungeahnte Früchte. Als ihre geistigen Väter um von Hayek sie in 
den 40iger Jahren bereits planten, tönte die CDU in ihrem Ahlener Programm von 1947 noch: 

„Das kapitalistische Wirtschaftssystem ist den staatlichen und sozialen Lebensinteressen des 
deutschen Volkes nicht gerecht geworden.“ 

Es müsse eine „Neuordnung von Grund auf erfolgen“. 

„Inhalt und Ziel dieser sozialen und wirtschaftlichen Neuordnung kann nicht mehr das 
kapitalistische Gewinn- und Machtstreben sein, sondern nur das Wohlergehen unseres Volkes... 

Ziel aller Wirtschaft ist die Bedarfsdeckung des Volkes.“ 

Tatsächlich? 

Für solche scheinbar antikapitalistischen Erkenntnisse wird heute niemand mehr gewählt. Das 
musste Herr Müntefering mit seiner famosen SPD ebenfalls erfahren. 7 Jahre lang die 
Sachzwänge der Globalisierung predigen, sich für keine soziale Schweinerei zu schade sein und 
dann, nachdem das drohende Debakel auch der Blindeste erahnen konnte, ein paar 
moralinsaure „antikapitalistische“ Sprüche loslassen, das funktioniert nicht. Die soziale 
Demagogie versagt ihren Dienst, weil sie nicht mehr gebraucht wird. Sie wird nicht mehr 
gebraucht, weil die Mehrheit der Lohnabhängigen über den Kapitalismus heute kaum anders 
denkt als etwa ein Herr Walter oder Herr Ackermann von der Deutschen Bank. So wie in Sachen 
Fussball in jeder Eckkneipe lauter Bundestrainer unterwegs sind, so sind in Sachen 
Gesellschaftsentwicklung lauter Chefökonomen unterwegs. Auf außerordentlich hohem Niveau 
tönt es gebetsmühlenartig: 

„Wir brauchen mehr Wachstum. Wachstum schafft Arbeitslätze. Investitionen müssen sich 
wieder lohnen. Die Belastungen der Unternehmen müssen abgebaut werden. Der privaten 
Initiative muss mehr Raum gegeben werden. Das Anspruchsdenken bezüglich sozialstaatlicher 
Leistungen muss weg, der Sozialstaat „umgebaut“ werden usw.“ 
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Alles nickt fleißig, ist begeistert über soviel Sachverstand, kauft Aktien (solange das Geld reicht) 
und verfolgt gespannt die Börsennachrichten. Für die Masse der Lohnabhängigen hat diese 
ganze Blödelei nur einen kleinen Haken. Die aus diesem ökonomischen Sachverstand 
abgeleiteten Maßnahmen treffen viele von ihnen hart, sorgen für zunehmende Armut und 
existenzielle soziale Unsicherheit. Und so empören sich alle, wenn es sie selbst betrifft und 
hoffen darauf, dass es sie nicht trifft. Trifft es sie nicht, dann fühlen sie sich auch nicht betroffen! 
Zu sozialem Widerstand kann diese Empörung nicht führen, solange sie in marktwirtschaftliche 
Vernunft eingebettet ist. So ist die Hoffnung auf den Erfolg des „individuellen Lebensentwurfs“ 
allemal stärker als die Erkenntnis des kollektiven Schicksals als Lohnabhängige. 

Klassenbewusstsein? Nein danke. Wir träumen vom Lottogewinn und lassen uns die tollen 
privaten Perspektiven eines Systems, dessen Motor die Bereicherung ist, nicht madig machen. 
Jeder und jede darf vom individuellen Reichtum träumen! Die Perspektive radikaler 
gesellschaftlicher Veränderung zum Zweck der Herstellung allgemeiner sozialer Sicherheit als 
Basis für (im Durchschnitt erfolgreiche) individuelle Lebensentwürfe) reizt uns wenig. 
Womöglich können wir dann nicht mehr vom Lottogewinn träumen. Millionär sein ist doch toll! 

Doch, in gewisser Weise ist Herr Rüttgers zum „Arbeiterführer“ geworden. Es wird noch 
dauern, bis der Neoliberlismus seinen Bankrott produziert hat, alle Fragen der gesellschaftlichen 
Entwicklung neu aufgeworfen werden und sich die Erkenntnis breit macht, dass solche 
„Arbeiterführer“ eher dem Rattenfänger von Hameln gleichen! 
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Es gibt keine Richtungswahl! – Lohnarbeitslosigkeit lässt sich nicht abwählen! 
„Je größer der gesellschaftliche Reichtum, das funktionierende Kapital, Umfang und Energie seines 
Wachstums, also auch die absolute Größe des Proletariats und die Produktivkraft seiner Arbeit, desto 
größer die industrielle Reservearmee. Die disponible Arbeitskraft wird durch dieselben Ursachen 
entwickelt wie die Expansivkraft des Kapitals. Die verhältnismäßige Größe der industriellen 
Reservearmee wächst also mit den Potenzen des Reichtums. Je größer aber diese Reservearmee im 
Verhältnis zur aktiven Arbeiterarmee, desto massenhafter die konsolidierte Übervölkerung, deren 
Elend im umgekehrten Verhältnis zu ihrer Arbeitsqual steht. Je größer endlich die Lazarusschichte der 
Arbeiterklasse und die industrielle Reservearmee, desto größer der offizielle Pauperismus. Dies ist das 
absolute, allgemeine Gesetz der kapitalistischen Akkumulation. Es wird gleich allen andren Gesetzen 
in seiner Verwirklichung durch mannigfache Umstände modifiziert, deren Analyse nicht hierher 
gehört.“ (Marx, Kapital Bd. 1, S. 673, 674) 
 
Rot-Grün oder Schwarz-Gelb? Sie sagen, es gehe um eine „Richtungswahl“ und behaupten 
wieder einmal, bei den Wahlen würden die Weichen gestellt für Wirtschaftswachstum und 
Vollbeschäftigung. Der „Kampf gegen die Arbeitslosigkeit“ steht wieder ganz oben an. Mit 
„ideologiefreier“, pragmatischer Wirtschaftspolitik zurück zur „Vollbeschäftigung“. Es stört 
die Anti-Ideologie-Ideologen wenig, dass ihr wirtschaftlicher Sachverstand sich seit 
Jahrzehnten blamiert und als pure Ideologie erweist, die allenfalls dazu taugt ihre sozialen 
Schweinereien zu rechtfertigen, aber nicht die Lohnarbeitslosigkeit zu beseitigen. Das 
ökonomische Bewegungsgesetz der bürgerlichen Gesellschaft reguliert die Politik und nicht 
die Politik die Ökonomie! 
Im Schlusswort „Über den menschlichen Willen“ seines Buches „Nebensache Mensch“ führt 
Rainer Roth auf eindrucksvolle Weise vor, wie blamiert und abgedroschen mittlerweile die 
Phrasen über die Beseitigung der Lohnarbeitslosigkeit im Kapitalismus sind. 
Lohnarbeitslosigkeit lässt sich nicht abwählen! Um sie selbst samt ihren sozialen Folgen zu 
beseitigen, muss das System der Lohnarbeit abgeschafft werden! 
Jede Phase kapitalistischer Entwicklung wird durch die bürgerliche Politik „zeitgemäß“ 
interpretiert. 
Selbst die CDU formulierte im Ahlener Programm von 1947 noch – dem damaligen 
Mainstream folgend – dass die kapitalistische Wirtschaftsordnung den sozialen Interessen 
des deutschen Volkes nicht gerecht geworden sei. Weltwirtschaftkrise, Depression, Krieg 
und Zusammenbruch ließen wenig Interpretationsspielsraum. 
Mitte der 60iger Jahre – vor dem Hintergrund des „Wirtschaftswunders“, das sich nur der 
besonderen sozialen und ökonomischen Wirksamkeit des Weltkriegs verdankte - wollten 
bürgerliche Politiker in diesem unserem Lande den Menschen weiß machen, dass nunmehr 
alle angeblich dem Kapitalismus „angedichteten“ Tendenzen zu sozialer Polarisierung und 
existenzieller Unsicherheit überwunden seien. Es gehe nunmehr nur noch aufwärts mit 
Wirtschaftswachstum und Beschäftigung. 
"Unsere Wirtschaft blüht, unser Wohlstand ist keine Privileg für  wenige mehr, sondern eine 
Selbstverständlichkeit für alle. Ist  schon der Wirtschaftsaufbau des total verwüsteten Landes 
vielen  wie ein Wunder vorgekommen, muß man heute 20 Jahre nach Kriegsende, erst recht 
die Dauer  unserer Konjunktur bestaunen. Wir kennen keine allgemeine Wirtschaftskrise 
mehr, kaum noch Rückschläge, nicht einmal mehr Stillstand in der Wirtschaft. Die 
Vollbeschäftigung ist längst zum Dauerzustand geworden."  Theodor Blank auf dem CDU-
Parteiag von 1965.  
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Mit dem Auslaufen des Nachkriegsbooms wurden diese Sprüche eingestellt. Seit der 
Weltwirtschaftskrise 1974/75 entwickelt sich die Kapitalakkumulation geradezu idealtypisch 
in der von Marx beschriebenen Form, inkl. mehr oder weniger schroffer Krisen und der 
progressiven Produktion einer industriellen Reservearmee. Seit dieser Zeit streiten sich die 
politischen Freunde der Marktwirtschaft darüber, wie die Arbeitslosigkeit zu überwinden 
sei. Die Lohnabhängigen seien Schuld, zu hoch ihre Ansprüche, zu teuer daher die Arbeit. Je 
stärker die asoziale Dynamik des Kapitals hervortritt, desto lauter werden die Rufe, auf 
„überzogene“ soziale Ansprüche zu verzichten, sich den Erfordernissen der Akkumulation 
zu beugen und den Kräften des Marktes zu vertrauen. Diese marktgläubige Ideologie und 
die daraus abgeleiteten Maßnahmen zur Erhöhung des Drucks auf Lohnabhängige, jede 
„nicht sittenwidrige“ Arbeit und jede Verschlechterung ihrer sozialen Lage zu akzeptieren, 
nennen sie dann Pragmatismus und beschimpfen alles als ideologisch, was die 
ökonomischen Ursachen und sozialen Folgen der Misere halbwegs nüchtern bilanziert. 
Glauben ist gefragt, wo Sprüche und Versprechungen beständig durch die Wirklichkeit 
lügen gestraft werden. Das wiederum treibt manche „modernen“ Menschen lieber gleich 
zurück zum religiösen Original. 
 
Linke Alternative? 
Der in Meinungsumfragen ermittelte Zuspruch zu dem neuen Projekt einer linken Partei, die 
sich dem Anspruch nach nicht einfach der ökonomischen Logik als Zwangsgesetz beugen 
will, zeigt, dass es immerhin eine nennenswerte Anzahl von Menschen gibt, die den 
Ideologen der Marktwirtschaft nicht mehr traut. Aber die „Neue Linke“ ist eine 
Reformpartei und alle, die die Lohnarbeitslosigkeit im Kapitalismus selbst in praktischen 
Schritten überwinden wollen, müssen vor dem Hintergrund der „Globalisierung“ letztlich 
nationalistisch werden. Lafontaines ekelhafte Sprüche über die „Fremdarbeiter“, die „uns“ 
angeblich mit Dumping-Preisangeboten die Arbeitsplätze wegnehmen, und die sozialen 
Standards kaputt machen, sind der folgerichtige Ausdruck eines Sozialreformismus, der 
nicht daran denkt, das Privateigentum an Produktionsmitteln, die Warenproduktion und 
das Geld in Frage zu stellen. Schießen die einen gegen die Ansprüche auf zu hohe Bezahlung 
von Lohnarbeit, so die anderen gegen die Billiganbieter von Lohnarbeit aus „fremden“ 
Ländern. Schuld an der Misere ist in keinem Fall das Kapital, sondern sind die 
Lohnabhängigen selbst. 
Marktwirtschaftlicher Pragmatismus eben, Vordergründiges! Bloß nicht „ideologisch“ 
werden, bloß nicht Privateigentum und Markt in Frage stellen! (In einem Fernsehinterview 
verteidigte Herr Lafontaine den Gebrauch des Wortes „Fremdarbeiter“ damit, dass der auch 
in den anderen Parteien schon benutzt worden sei. Klar, die neue Linkspartei ist ganz 
normal ... eben auch normal nationalistisch. Was soll die Aufregung?) 
Das alles spricht nicht gegen das Vorhaben von Reformen, wohl aber gegen einen 
Reformismus, der auf der irrigen Annahme beruht, man könne die Lohnarbeitslosigkeit und 
deren verheerende soziale Folgen aus der Welt schaffen, ohne die verursachenden 
Produktionsverhältnisse abzuschaffen.  
Die Lohnarbeitslosigkeit verschwindet weder durch „angebotsorientiertes“ Senken der 
Löhne noch durch „nachfrageorientiertes“ Anheben der Löhne. Von außergewöhnlichen 
Umständen wie den ökonomischen Auswirkungen eines imperialistischen Weltgemetzels 
einmal abgesehen, produziert das Kapital progressiv eine industrielle Reservearmee für 
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seine Verwertungsbedürfnisse. Der gefeierte und massiv betriebene Fortschritt in der 
Arbeitsproduktivität dient im Kapitalismus der Kostensenkung und damit der Ausdehnung 
der unbezahlten Mehrarbeit. Der Profit als treibendes Motiv der Produktion verlangt bei 
Bedarf die Freisetzung von Lohnarbeitskräften. 
Wer sich dem Tabu „Privateigentum“ beugt muss sich natürlich die Frage nach der 
„Bezahlbarkeit“ wohlgemeinter Reformen gefallen lassen und vorrechnen können, wo das 
Geld herkommen soll. Bezahlbarkeit heißt: Wie lässt sich das mit den Erfordernissen von 
Kapitalverwertung vereinbaren? Bedroht die Reform das ökonomische „Naturgesetz“ der 
Verwertung? Dabei sehen dann alle Reformisten so schlecht aus wie Oskar Lafontaine! Im 
Lichte „ökonomischer Vernunft“ sind die meisten Reformen heute nicht bezahlbar. Haben 
wir nicht schon genug Pleiten? Das Kapital muss entlastet werden, mehr Profit machen 
können, sonst gibt es noch mehr Arbeitslose.  
 
Kommunismus – was sonst? 
Nein, der Kommunismus ist nicht out! Seine Entstellung im Realsozialismus kann man 
durch die Brille der kapitalistischen Marktwirtschaft oder unter Bezugnahme auf die Ziele 
sozialer Emanzipation kritisieren. Der Anspruch auf gesellschaftlich geplante Produktion 
und Verteilung ist vor dem Hintergrund kapitalistischer Entwicklung zumindest theoretisch 
so aktuell, wie er nur sein kann.  
Schaut man sich den Realsozialismus durch die Brille der kapitalistischen Marktwirtschaft 
an, dann gab es da auch Lohnarbeitslosigkeit, nämlich „verdeckte Lohnarbeitslosigkeit“. Das 
ist ganz einfach! Jede Lohnarbeit, die nicht kapitalproduktiv ist, also nicht das 
vorgeschossene Geld vermehrt, gilt als nutzlose, vergeudete Arbeit. Nach diesen Kriterien 
hätten eben im Realsozialismus viele Menschen arbeitslos sein müssen. So die 
beeindruckenden Befunde der Ökonomen. Eine gesellschaftliche Produktion, die nicht der 
Vergrößerung einer angelegten Menge Geldes dient, können sich diese Giganten des Geistes 
einfach nicht vorstellen und darum ist Arbeit, die bloß Gebrauchsgegenstände schafft und 
nicht ihren Gegensatz als Kapital progressiv reproduziert eine wegzurationalisierende 
Größe, bloßer Kostenverursacher, der den Profit schmälert, statt ihn zu schaffen. 
Die eigentliche Ursache des Elends und Untergangs dieses Realsozialismus kommt dabei gar 
nicht in Betracht. Es handelte sich nämlich nicht um gesellschaftliche Planung von 
Produktion und Verteilung, sondern um Parteiplanung von Produktion und Verteilung, eine 
Planung zudem, die zwar auf staatlichem Eigentum an den wichtigsten Produktionsmitteln 
beruhte, aber die Produktion von Waren und demzufolge die Verteilung mit Hilfe von 
Wertausdrücken (Preisen) plante. Es war eine geplante, staatssozialistische Marktwirtschaft, 
gelenkt durch eine Partei mit diktatorischer Machtfülle, der die meisten Menschen 
unterworfen und ausgeliefert waren. Von daher macht es natürlich Sinn, dieses System mit 
den Kriterien der Marktwirtschaft zu begutachten und ihr „verdeckte Arbeitslosigkeit“ 
anzudichten. Schließlich waren ja fast alle Merkmale der Marktwirtschaft vorhanden. (Im 
Gegensatz zu den Ökonomen, machen aber „die Betroffenen“ sehr wohl und zu Recht einen 
Unterschied zwischen „verdeckter“ und tatsächlicher Lohnarbeitslosigkeit.)  
Das Scheitern des Realsozialismus beweist keinesfalls die Unmöglichkeit gesellschaftlicher 
Planung von Produktion und Verteilung. Es beweist allein das Scheitern einer staatlichen 
Planung von Warenproduktion im Vergleich mit privatkapitalistischer Warenproduktion. 
(Es muss hinzugefügt werden, dass es sich hierbei nicht um ein rein ökonomisches Scheitern 
im Sinne eines Zusammenbruchs handelte, sondern um eine politisch gewollte und/oder 
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zugelassene Abschaffung eines Systems, das seinen proklamierten Zielen Hohn sprach und 
dessen soziale Bilanz immer katastrophaler wurde. Man sollte so auch mit dem Privat-
Kapitalismus verfahren! ... und wenn der sich so unblutig abschaffen ließe, wie der 
„blutrünstige Kommunismus“, dann wäre das sehr schön!) 
Wer an dem Anspruch festhält, die durch das Kapital selbst erzeugte existenzielle 
Unsicherheit und Not zu überwinden, der kommt an der Notwendigkeit gesellschaftlicher 
Planung von Produktion und Verteilung nicht vorbei. Die effektiven Formen dieser 
gesellschaftlichen Planung können nur in theoretischer Arbeit angedacht und müssen 
letztlich in praktischen Suchbewegung gefunden werden. Es steht lediglich fest, dass dazu 
das kapitalistische Privateigentum an Produktionsmitteln und damit das System der 
Lohnarbeit fallen muss. Nur so wird der Weg frei für eine Produktion und Verteilung, in der 
die Arbeitsprodukte ihren Warencharakter verlieren und daher die Individuen ihre 
Gesellschaftlichkeit nicht mehr in Gestalt des Geldes als verdinglichte, fremde Macht 
reproduzieren müssen. Nur auf dieser Basis lässt sich gesellschaftlich entscheiden wie der 
Produktivitätsfortschritt genutzt werden soll (Größe des Mehrprodukts, Umfang der 
Akkumulation, Länge der individuellen Arbeitszeiten, Art und Umfang der Konsumtion, 
etc.) 
Durch Wahlen lässt sich das alles nicht bewerkstelligen, sondern nur durch die solidarische, 
auf soziale Emanzipation gerichtete Aktivität der lohnabhängigen Menschen in ihrer 
überwältigenden Mehrheit. 
 



 1

Eine notwendige Korrektur „ökonomischer Wissenschaft“: nicht Wachstum, 
sondern Moral schafft Lohnarbeitsplätze! 
 
Seit vielen Jahren ziehen die „Sachverständigen“ und ökonomische Experten jeder Couleur 
durch das Land und wollen die kapitalistische Lohnarbeitslosigkeit beseitigen. 
Gebetsmühlenartig verkünden sie ihr einzeigartiges „Knowhow“ in Sachen sozialer, 
kapitalistischer Wohlfahrt: 
Das Wachstum ist zu schwach! Um die Lohnarbeitslosigkeit zu beseitigen brauchen wir 
einfach mehr Wachstum! Damit mehr Wachstum entsteht, müssen die Unternehmen höhere 
Gewinne machen, um investieren zu können. 
Wie das alles zu bewerkstelligen ist, weiß ein Mensch mit ökonomischem Sachverstand 
natürlich auch: 
Durch längeres Arbeiten, durch niedrigere Löhne, durch Abbau von sozialen Leistungen etc. 
Spätestens die Kohl-Genscher-Wende hat dafür gesorgt, dass diese Rezepte zum Leitfaden 
der Politik wurden. Die rot-grüne Bande machte da weiter, wo ihre Vorgänger aufgehört 
hatten, sogar noch „nachhaltiger“. (Grün stand ja schon immer für „Nachhaltigkeit“ in der 
Politik!) 
 
Ende 2004 las ich auf einer Internetseite: 
„Gut 62 Milliarden Euro werden die 30 im Dax gelisteten Firmen nach Schätzungen der Analysten 
von Thomson Financial am Jahresende eingefahren haben. Topscorer ist der DaimlerChrysler-
Konzern, der seine Gewinne im Vergleich zu 2003 um 677 Prozent steigern konnte. Die Deutsche 
Telekom folgt mit 238 Prozent, die Münchener Rück macht vor Steuern voraussichtlich 136 Prozent 
mehr Geld, bei ThyssenKrupp werden es 94 Prozent sein. Insgesamt stieg der Vorsteuer-Gewinn aller 
30 Unternehmen um 112 Prozent.“ 
 
Wenn das keine Gewinne sind!? 
Das sind stolze Zahlen und sie lassen sich leicht durch andere stolze Zahlen ergänzen. 
 
Jetzt aber geht ein Aufschrei durchs Land! Der Wert(ab)schöpfer Ackermann von der 
Deutschen Bank legte die beeindruckenden Zahlen des Gewinnwachstums (fast 90%) dieser 
„segensreichen“ ebenso deutschen wie kapitalistischen Institution vor und kündigte 
gleichzeitig an, dass über 6000 MitarbeiterInnen von der Last der Lohnarbeit „befreit“ 
werden sollen, damit es auch künftig so ein beeindruckendes Gewinnwachstum geben wird.  
Ackermanns Adjutant, der „Chefvolkswirt“ der Deutschen Bank, Norbert Walter, möchte die 
Gemüter beruhigen, in dem er darauf verweist, dass die meisten der Lohnarbeitsplätze ja 
nicht in Deutschland, sondern im Ausland wegfallen! (FR vom 09.02.2005) Damit hat er das 
deutsch-nationale Gemüt schon fast für sich eingenommen und die NPD wird erfreut sein! 
Und merke: Wenn Franzosen, Engländer etc. lohnarbeitslos werden, dann soll das den 
deutschen Michel nicht jucken! 
Auch der ach so liberale Olaf Henkel, ehemals BDI-Chef, gibt sich deutsch-national und 
findet die Debatte um Ackermanns Entscheidung „verlogen und unberechtigt“. Schließlich 
wolle der Herr Ackermann die Deutsche Bank nur vor Übernahme aus dem Ausland 
bewahren. Wenn das keine deutsch-nationale Gesinnung ist, obendrein noch von einem 
Schweizer demonstriert! Sozial sein heißt eben deutsch sein! Das kommt uns bekannt vor! 
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Wie war das noch? Durch höhere Gewinne zu mehr Investition und Wachstum und so mehr 
Lohnarbeitsplätze. Selbst eine Zeitung wie die FR bemerkt dazu: 
 
„Dieser Leitsatz stimmt nicht mehr: Wenn Unternehmen Gewinne machen, investieren sie und es 
gibt genügend Wachstum, damit sie Arbeitslose einstellen. Für diesen Glaubenssatz spricht die 
Hoffnung, sonst nichts.“ (FR vom 15.02.2005) 
 
Und in einem weiteren Kommentar der FR heißt es: 
„Wer nicht das System als ganzes in Frage stellen will, sollte deshalb prüfen, ob Ackermann dessen 
eigenen ökonomischen Ansprüchen genügt.“ (FR vom 11.02.2005) 
 
Und wer will das schon, das System als ganzes in Frage stellen? Niemand, denn alle, um die 
es hier geht, leben wie die Maden im Speck in diesem System, die Politiker und die Manager! 
Irgendwie blamieren die Ackermanns die bürgerliche Politik bis auf die Knochen! Besser 
noch, diese „Pragmatiker“ strafen ihre eigenen hohlen Phrasen und die der bürgerlichen 
Politik als Ideologie in ihrer blödesten Form lügen. Ja, ja, die Gewinne von heute sind die 
Investitionen und Lohnarbeitsplätze von morgen ... aber das kann dauern! 
 
Und so bleibt besonders den „Spezialdemokraten“ in Partei und Gewerkschaften nicht viel 
mehr als die moralische Empörung. Frau Simonis beispielsweise, 1. Vorsitzende des Landes 
Schleswig-Hostein etwa hat ja (ökonomisches) Verständnis dafür, dass ein existenziell 
bedrohtes, mittelständisches deutsches Unternehmen in ein Land geht, wo der Stundenlohn 
bei 5 und nicht bei 15 Euro liegt. (Interview mit der FR vom 07.02.2005) Aber in Anbetracht 
dieser Gewinne? Das sei zynisch und habe mit sozialer Marktwirtschaft nichts mehr zu tun. 
Ist Hartz IV etwa weniger zynisch und asozial, möchte man fragen? 
 
Herr Bütikofer von den Grünen wird ganz streng, wirft Ackermann Verantwortungslosigkeit 
vor und verlangt von ihm, „er müsse auch ein guter Staatsbürger sein“. (In der ARD, zitiert 
nach FR vom 09.02.2005) Dem armen Ackermann wird der Schreck in die Glieder gefahren 
sein! 
 
Politik will ja Ausbeutung und Sozialraub mitgestalten (sie nennen das Verantwortung für 
das Gemeinwesen) und dafür die Zustimmung der Lohnabhängigen einholen. Da ist es 
ärgerlich, wenn die pragmatisch-blöden Phrasen „ökonomischer Vernunft“ und „sozialer 
Wohlfahrt“ auf diese Weise brüskiert werden. Das macht den eigenen Auftrag, der 
Ausbeutung die demokratische Legitimation zu verschaffen, nicht eben leicht. 
Selbst ein Mann wie DGB-Chef Sommer hat nun erkannt (erstaunlich, erstaunlich), dass die 
Politik sich durch Hartz IV entschieden hat und die Würfel somit gefallen seien. Da man 
daran nichts mehr ändern könne, müsse man die „Reformen“ nun „mittragen“. (FR vom 
13.02.2005) Bravo! Man hört Herrn Sommer förmlich ächzen unter der Last der 
Verantwortung, die so schwer mit zu tragen ist, wenn man DGB-Chef ist. 
 
In einem jedenfalls hat Olaf Henkel recht: die aktuelle Debatte um die soziale Verpflichtung 
des kapitalistischen Eigentums ist „verlogen“! Wirtschaft und Politik ziehen an einem 
Strang. Die Maßnahmen der Deutschen Bank und Hartz IV sind voll kompatibel und beides 
zusammen entlarvt das blödsinnige Gerede von der sozialen Verpflichtung des 
kapitalistischen Eigentums. Die Musik wird gespielt von der Dynamik der 
Kapitalakkumulation: 
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„Je größer der gesellschaftliche Reichtum, das funktionierende Kapital, Umfang und Energie seines 
Wachstums, also auch die absolute Größe des Proletariats und die Produktivkraft seiner Arbeit, desto 
größer die industrielle Reservearmee. Die disponible Arbeitskraft wird durch dieselben Ursachen 
entwickelt wie die Expansivkraft des Kapitals. Die verhältnismäßige Größe der industriellen 
Reservearmee wächst also mit den Potenzen des Reichtums. Je größer aber diese Reservearmee im 
Verhältnis zur aktiven Arbeiterarmee, desto massenhafter die konsolidierte Übervölkerung, deren 
Elend im umgekehrten Verhältnis zu ihrer Arbeitsqual steht. Je größer endlich die Lazarusschichte der 
Arbeiterklasse und die industrielle Reservearmee, desto größer der offizielle Pauperismus. Dies ist das 
absolute, allgemeine Gesetz der kapitalistischen Akkumulation. Es wird gleich allen andren Gesetzen 
in seiner Verwirklichung durch mannigfache Umstände modifiziert, deren Analyse nicht hierher 
gehört. 

Man begreift die Narrheit der ökonomischen Weisheit, die den Arbeitern predigt, ihre Zahl den 
Verwertungsbedürfnissen des Kapitals anzupassen. Der Mechanismus der kapitalistischen Produktion 
und Akkumulation paßt diese Zahl beständig diesen Verwertungsbedürfnissen an. Erstes Wort dieser 
Anpassung ist die Schöpfung einer relativen Übervölkerung oder industriellen Reservearmee, letztes 
Wort das Elend stets wachsender Schichten der aktiven Arbeiterarmee und das tote Gewicht des 
Pauperismus. 

... Es folgt daher, daß im Maße wie Kapital akkumuliert, die Lage des Arbeiters, welches immer seine 
Zahlung, hoch oder niedrig, sich verschlechtern muß. Das Gesetz endlich, welches die relative 
Übervölkerung oder industrielle Reservearmee stets mit Umfang und Energie der Akkumulation in 
Gleichgewicht hält, schmiedet den Arbeiter fester an das Kapital als den Prometheus die Keile des 
Hephästos an den Felsen. Es bedingt eine der Akkumulation von Kapital entsprechende Akkumulation 
von Elend. Die Akkumulation von Reichtum auf dem einen Pol ist also zugleich Akkumulation von 
Elend, Arbeitsqual, Sklaverei, Unwissenheit, Brutalisierung und moralischer Degradation auf dem 
Gegenpol, d.h. auf Seite der Klasse, die ihr eignes Produkt als Kapital produziert.“ 

(Karl Marx, Das Kapital Bd.1, S. 673 ff) 

 
 
 
Peter Trotzig, am 19.02.2005 



Über Regulation und Deregulation – eine oft verquer geführte Diskussion 
In der Talkshow „Hart aber fair“ (WDR III) vom Mittwoch, den 1.6.2005 ging es hoch her. 
Warum verweigerten so viele Menschen in Frankreich und Holland ihre Zustimmung zur 
Verfassung der EU? Dabei ging es auch um Bürokratismus und Marktregulation. „Pfarrer“ 
Hinse (seiner Zeit Generalsekretär der CDU) gab in diesem Zusammenhang ein 
bemerkenswertes Statement zur Verteidigung der (Markt-)Regelungswut der EU-
Kommission ab und hat sich dabei mächtig erregt und ins Zeug gelegt. Dereguliert werden 
soll eben nur der Markt für die Ware Arbeitskraft, nicht der für den sonstigen Warenpöbel. 
Zunächst verglich er die EU mit den USA. Dort, in den USA würde weitgehend auf 
regulierende Vorschriften für die Beschaffenheit von Waren verzichtet. Dafür gäbe es aber 
die bekannt scharfe Produkthaftung für Hersteller. In Europa dagegen sei die 
Produkthaftung nicht so scharf. Hier habe man sich dafür entschieden, die 
Beschaffenheitsanforderungen an Waren in Vorschriften für die kapitalistischen 
Warenproduzenten festzulegen, um auf diesem Wege für „fairen Wettbewerb“ zu sorgen. 
Doch, irgendwie hat der Mann recht. Der alles selbst regelnde „freie Markt“, als Segen für 
die Menschheit, ist tatsächlich nichts weiter als ein ganz reaktionäres Märchen für dumme 
Leute. Dem einzelnen Warenproduzenten muss so oder so mit Sanktionen gedroht werden, 
damit die Sache nicht aus dem Ruder läuft. Das auf Bereicherung ausgerichtete 
kapitalistische Privatinteresse hat nicht viel übrig für den Schutz von lohnarbeitenden 
Konsumenten. Das Interesse an deren Schutz erscheint den Kapitalisten als Schranke für ihre 
Bereicherung. Schutz durch Qualität des Produkts und Arbeitssicherheit kostet Geld, es 
handelt sich um Kosten, die den Profit schmälern. 
Unseren famosen Privatproduzenten geht es nur um eins: das angelegte Geld vermehren, 
selbstverständlich ausschließlich im Dienste der Allgemeinheit. Gäbe es nicht die 
Androhung von Sanktionen, dann würde die Konkurrenz um niedrigste Kosten und 
maximalen Gewinn sehr rasch dazu führen, dass immer mehr Waren ohne Rücksicht auf 
Schutz der Arbeitenden und Verbraucher produziert würden. Die oft bemühte 
Selbstverpflichtung der kapitalistischen Warenproduzenten auf gesundheitliche 
Unbedenklichkeit ihrer Waren und Arbeitssicherheit ist nur ein Teil des Märchens vom sich 
selbst regulierenden Markt. Die sogenannten „schwarzen Schafe“, die es trotz der 
Androhung von Sanktionen reichlich gibt, würden bald das Aussehen der ganzen 
kapitalistischen Schafherde bestimmen. 
Das heißt aber nicht, dass die Kapitalisten gegen jeden staatlichen Eingriff in das blinde 
Wirken von Angebot und Nachfrage sind, oder davon einfach nur möglichst wenig wollen. 
Sie haben immer ihren Zweck vor Augen und fragen danach, ob es der Vermehrung ihres 
vorgeschossenen Geldes dient oder nicht. So sind sie zwar „grundsätzlich“ gegen alle 
bürokratischen Handelshemmnisse, was sie aber nicht hindert, im Einzelfall eben solche 
staatlichen Handelsbarrieren zu verlangen. 
Nun ist der kapitalistische Produktionsprozess von Waren heute so hochgradig arbeitsteilig, 
dass es allgemeine anerkannte technische Regeln geben muss, damit überhaupt 
zusammenpasst, was zusammengefügt werden soll. Diesem Zwang kann sich auch der 
bornierteste Kapitalistenschädel nicht entziehen. Daher entwickeln die Kapitalistenverbände 
eine regelrechte Regulationswut, was die technische Spezifikation, erforderliche 
Eigenschaften von Produkten anbelangt. Die internationale Normung wird so mit großem 
Aufwand vorangetrieben, sowohl in der EU als auch weltweit. 



In den Normungsausschüssen sind die Kapitalisten aber nicht unter sich. „Betriebsfremde“ 
mischen sich ein und faseln von Sicherheits- und Gesundheitsschutz für lohnabhängig 
Arbeitende und Verbraucher. 
Sobald es in den Normen um mehr geht, als um rein technische Spezifikation, also um 
Sicherheits- und Gesundheitsanforderung an Arbeitsprozess und Produkt, treten die 
Kapitalisten auf die Bremse und warnen vor Überregulation. Sicherheits- und 
Gesundheitsschutz kostet zwar Geld, aber vermehrt es nicht und Investition muss sich 
lohnen! 
Es ist immer das nackte ökonomische Interesse von Geldbesitzern, das ihre Sprüche und ihr 
Handeln bestimmt. Darum sind sie gegen alles, was den Profit schmälert und für alles, was 
ihn mehrt. In jeder konkreten Frage! Darum sind sie für Regulation des Marktes, die ihnen 
nutzt und gegen Regulation des Marktes, die ihrem Profitinteresse zuwider läuft. Einen 
grundsätzlichen Widerspruch zwischen Regulation und Deregulation gibt es für 
Privatproduzenten jedenfalls nicht! Der kann allenfalls von gewissen links-interessierten 
Seiten aufgemacht werden.  
Die ganze neoliberale Bande arbeitet an neuen Rahmenbedingungen des globalisierten 
Marktes für verbesserte Kapitalverwertung. Zu diesen neuen Rahmenbedingungen gehören 
vor allem: 

• Der Abbau von Handelshemmnissen aller Art durch das Setzen neuer Regularien 
(z.B. Abschaffung alter nationaler Bestimmungen und erlassen von EU-Richtlinien, 
die das Inverkehrbringen von Waren regeln) 

• Die Deregulation des Marktes für die Ware Arbeitskraft, Abbau von staatlichen 
Sozialleistungen. 

Dass die Deregulation des Marktes für die Ware Arbeitskraft und der Abbau von staatlichen 
Sozialleistungen immer mehr Menschen in Armut stürzt und damit auf der anderen Seite 
den forcierten Ausbau der staatlichen Repressionsapparates verlangt (siehe USA) interessiert 
die „uneigennützigen“ Geldvermehrer, die durch Mehrung ihres Privatbesitzes der 
Allgemeinheit dienen wollen, rein gar nicht! Lauthals schreien sie nach verstärkter Sicherheit 
vor „kriminellen Nichtsnutzen“. 
Das unmodifiziert zur Entfaltung kommende Wertgesetz, der wirklich „freie Markt“, wäre 
ausschließlich ein Gesetz der Bereicherung und Verelendung, der rücksichtslosen 
Polarisierung zwischen arm und reich. Kann das Wertgesetz seine Wirkung „rein“ entfalten, 
ist es zugleich ein Gesetz des ungehinderten Raubbaus an Mensch und Natur und stellt 
dabei unweigerlich sich selbst in Frage, nämlich die Kapitalform als funktionierende Form 
gesellschaftlicher Reproduktion. Weil im Markt das Privatinteresse absolut dominiert, bedarf 
es der Regulation, damit Markt überhaupt funktionieren kann. 
Die Regelungswut der europäischen Bürokratie mit ihren absurden Blüten wie auch die 
Produkthaftung der USA mit mindestens ebensolchen verrückten Folgen (Gerichtsurteile) 
gehören beide zu den bürgerlichen Dementis auf die eigene Glaubenslehre von den 
Wohltaten des Privatinteresses und des „freien Marktes“. Das Beste wird sein, die 
kapitalistische Privatproduktion abzuschaffen und an ihre Stelle die freie Assoziation der 
ProduzentInnen zu setzen, dann braucht es weder Verbraucherschutz durch bürokratische 
Produktrichtlinien/Verordnungen noch durch absurde Produkthaftung, weil die 
Gemeinschaft der ProduzentInnen zugleich die Gemeinschaft der KonsumentInnen ist. Da 
muss der eine nicht vor dem anderen geschützt werden! 
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Ja was denn nun, Regulation oder Deregulation? 
Die hochgradig arbeitsteilige kapitalistische Weltwirtschaft (in einem Auto können Teile aus 
über 200 Ländern stecken) kommt ohne Regeln nicht aus. Das beginnt bei der Technik und 
endet beim Handel (Warenkaufs- und verkaufsbedingungen). 
Arbeitsteilige Massen- und Serienproduktion verlangt nach Standardisierung. Es müssen 
technische Regeln aufgestellt werden, auf die sich die Privatproduzenten verständigen, um 
Endprodukte in gesellschaftlicher Arbeitsteilung erzeugen zu können. (Beispielsweise 
Gewinde für Schrauben, Muttern und Bohrungen; metrisches Gewinde. Eine M8-Schraube 
passt in ein M8-Gewinde) Die Ausdehnung der Produktion und des Marktes wird daher 
begleitet von der Erzeugung technischer Regeln durch die Kapitalisten und ihre Verbände 
selbst. In diesem Punkt sind die Kapitalisten schon mal begeisterte Regulierer! Je 
entwickelter die Produktion, desto ausgeprägter und umfangreicher die technisch 
Regulation durch Normung. Die Normung bezieht sich immer auf Wirtschaftsräume, 
Märkte (zunächst national heute mehr und mehr international : z.B. DIN-Normen für den 
deutschen Markt, EN-Normen für den europäischen Markt oder international anerkannte 
ISO-Normen). 
Da in der kapitalistischen Wirtschaft auf der Handlungsebene der Individuen das 
Privatinteresse der Bereicherung (aus einer Mark zwei machen) absolut dominiert, müssen 
sich die von einander unabhängigen Privatproduzenten auch beim Tausch ihrer arbeitsteilig 
erzeugten Waren auf bestimmte Regeln (Kauf- und Verkaufsbedingungen) verständigen. 
Ohne diese Regeln würde die entfesselte Konkurrenz der Privatinteressen ein Feuerwerk des 
gegenseitigen Betrugs auslösen. Das Privatinteresse muss gezügelt werden. Kauf und 
Verkauf werden in Verträgen besiegelt, die die verbindlichen Modalitäten festlegen, in 
denen die Privatproduzenten ihre Interessen gegenseitig anerkennen. Hier trauen die 
Kapitalisten sich wechselseitig nicht und wissen um das Problem der „Freiheit“, wie sie sie 
verstehen. Niemand von ihnen würde die Abschaffung des Staates verlangen unter Verweis 
auf die „freiwillige Selbstverpflichtung“. Die Einhaltung der abgeschlossenen Verträge 
gelingt nur unter Androhung von Sanktionen und mit Hilfe von Einrichtungen, die Strafen 
verhängen und diese durch Gewaltmonopol auch durchsetzen können. Der Staat setzt die 
Rahmenbedingungen für die wechselseitige Anerkennung der gegensätzlichen 
Privatinteressen und überwacht ihre Einhaltung. Als Klasse haben die Kapitalisten ein 
elementares Interesse an der Regulation des Marktes, weil sie sich selber kennen und nur zu 
gut wissen, das „freiwillige Selbstverpflichtung“ der Privatproduzenten nur ein Spruch für 
Dummerchen ist, wenn es darum geht, das Privatinteresse im Namen sozialer Gleichheit 
und Sicherheit zu zügeln. 
Gegen nahezu jedes Vorhaben, Regeln im Namen sozialer, ökologischer etc. Ein- und 
Vorsicht aufzustellen, die die Freiheit des Privateigentums sich mit möglichst großer Rendite 
zu vermehren, einschränken, laufen sie dagegen Sturm. Solche Regeln bedrohen ihre 
„Freiheit“, die darin besteht, dass sie alles das tun dürfen, was notwendig ist, um auf dem 
Markt zu bestehen und ihre angelegtes Geld mit möglichst großer Rendite zu vermehren. Es 
handelt sich um Regulation, die an ihren Geldbeutel geht und da sind sie in ihrer Seele 
getroffen! 

Mir ging es hier nur um die Frage, ob sich mit den blutleeren Abstraktionen „Regulation“ 
und „Deregulation“ Interessengegensätze von Lohnarbeit und Kapital fassen lassen, was 
ständig versucht wird. Ich kann nicht finden, dass die Kapitalisten grundsätzlich für 
Deregulation sind und das Regulation automatisch etwas mit wohlmeinender sozialer 



 2

Reform zu tun hätte. Die Besinnung auf grundlegende Charakteristika der kapitalistischen 
Produktionsweise zeigt, dass die Privatproduzenten eine grundlegendes Interesse sowohl an 
der Regulation bestimmter gesellschaftlicher Bereiche haben (etwa technische 
Standardisierung, „Wettbewerbsrecht“), wie auch ein grundlegendes Interesse an der 
Deregulation anderer gesellschaftlicher Bereiche („Arbeitsmarkt“, „Sozialrecht“)  

Die Besinnung auf diese grundlegenden Charakteristika und der sich daraus ableitenden 
Interessenbildung von Privatproduzenten, soll nicht den Eindruck erwecken, als sei die 
Thematik damit erschöpft. Im politischen Raum artikulieren sich die unterschiedlichsten 
Interessen und prallen aufeinander. Die Auseinandersetzungen schlagen sich in der 
konkreten Ausgestaltung des Staates, seiner Gesetze nieder. So gibt es Gesetze für den 
Verbraucherschutz, Kinderschutz, Naturschutz oder auch den „Arbeitsschutz“. Alle diese 
Regularien tangieren das ökonomische Bewegungsgesetz der bürgerlichen Gesellschaft, ihre 
konkreten Gestaltungen sind aber nicht unmittelbar aus ihm ableitbar. Soweit sie die 
Verwertung von Wert einschränken oder gar gefährden sind und bleiben sie Gegenstände 
der sozialen und politischen Kämpfe in denen das dominierende ökonomische Interesse der 
Privatproduzenten unüberhörbar zu Tage tritt. 

Fazit 
Alle kapitalistischen Privatproduzenten wollen das ungehindert tun dürfen, was es ihnen 
ermöglicht, ihr vorgeschossenes Geld zu vermehren. Das ist ihr Begriff von „Freiheit“. Gibt 
es Regularien, die ihre Rendite schmälern, dann wollen sie sie abschaffen (Deregulation). 
Sind die „Freiheitsspielräume“ für die Ausbeutung von Ware Arbeitskraft unterschiedliche 
groß, so schreien diejenigen, die in in der Konkurrenz den kürzeren ziehen nach 
Schutzmaßnamen gegen „unfairen Wettbewerb“ (Regulation). 



Klassenkämpfe nur systemimmanent? Quark! 
Es ist noch nicht lange her, da hat die Bochumer Opel-Belegschaft eine Woche lang 
keine Autos produziert und sich „gut informiert“, über das was das Management mit 
ihr vor hat und was mensch dagegen tun könnte. 
Wir verdanken es tiefschürfender, fundamental wertkritischer Erkenntnis, dass 
Kämpfe, wie diese „lang anhaltende Informationsveranstaltung“ nicht zur 
Abschaffung von Ware und Geld führen können. Was unsere Neunmalklugen bei 
ihren Wirklichkeitsverbiegungen gern übersehen ist unter anderem folgendes: 

1. Ca. eine Woche lang wurde die Ware Opelauto nicht produziert und folglich 
konnte Opel diese nicht produzierte Ware auch nicht verhökern und in Geld 
umwandeln. 

2. Der so oft nichts sagend strapazierte „abstrakte Sachzwang von Ware und 
Geld“, der die „Warensubjekte“ angeblich unterschiedslos und vollständig 
beherrscht, versagte für eine Woche seinen Dienst. Sie taten nicht, wie ihnen 
geheißen! 

3. Damit stockte und stoppte für ca. eine Woche die Verwertung eines 
Einzelkapitals, das ökonomische Gesetz der Verwertung von Wert war einen 
Moment lang und einem Ort außer Kraft gesetzt. 

4. Die Menschen verweigerten einen Moment lang nicht nur dem abstrakten, 
ökonomischen Sachzwang ihre Gefolgschaft, sondern auch den Funktionären 
des Kapitals. Sie folgten nicht dem fremden Kommando über ihre 
Arbeitskraft. Sie wurden „vertragsbrüchig“ und stellten damit das 
Rechtsgefüge der kapitalistischen Warenproduktion in Frage. 

 
Das alles sind sehr bedeutsame Ereignisse, vor allem für diejenigen, die daran 
beteiligt waren. In solchen Auseinandersetzungen wird soziales Lernen unter 
Lohnabhängigen möglich, wie sonst nirgends. Es wird möglich, weil durch das 
Verhalten der Menschen der abstrakte ökonomische Sachzwang durchbrochen und 
für einen Moment aufgehoben wurde. Ohne solche Kämpfe wird die Überwindung 
des Kapitalismus allenfalls eingebildete Fiktion der selbsternannten „Weisen des 
Abendlandes“ bleiben. 
Es geht hier nicht darum, eine hohes Lied auf eine nicht vorhandene revolutionäre 
Arbeiterbewegung anzustimmen, etwas in einen Streik hinein zu interpretieren, was 
er nicht ist und nicht sein kann, aber es geht darum, dass Sozialrevolutionäre eine 
angemessen positive Einstellung zu den angeblich bloß „systemimmanenten 
Klassenkämpfen“ wieder gewinnen und erkennen, welche Potenzen in solchen 
Auseinandersetzungen schlummern. Wer den Systembruch, den ein solcher Streik 
bedeutet, nicht erkennen kann, der weiß nicht, was das System ist! 
 
Peter Trotzig, am 25.01.05 
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Es gibt Bedingungen des geforderten „Bedingungslosen Grundeinkommens“! 
 

„Grenzenlose Freiheit“ verspricht die Fiat-Werbung für den Punto. Die Forderung nach 
„Bedingungslosem Grundeinkommen“ im Kapitalismus trägt ähnlich phantastische Züge. 
Wer seine Sinne beieinander hat, der sollte eigentlich wissen, dass alles was ist, seine 
Bedingung hat. Bedingungslos ist rein gar nichts zu haben und in der kapitalistischen 
Gesellschaft sowieso nicht. „Grenzenlosigkeit“ und „Bedingungslosigkeit“ sind bürgerliche 
Träume, die ihre Grundlage in der scheinbar grenzen- und bedingungslosen Verwertung 
von Wert und nicht zuletzt in der betörenden Geldillusion haben. 
 

1. Die erste Bedingung jeder Form von Geldeinkommen, also auch von einem 
möglichen „Bedingungslosen Grundeinkommen“, im Kapitalismus ist die 
Akkumulation von Kapital. Alle Revenueformen (Lohn, Profit, Rente) und auch alle 
Transferleistungen hängen davon ab. 
Das wir im Kapitalismus leben und dass dieser auf der Verwertung von Wert beruht 
bestreiten ja auch die Befürworter der Forderung nicht. Sie unterstellen allerdings, 
dass diese Verwertung von Wert, die fortschreitende Akkumulation 
selbstverständlich funktioniert. Würde sie aber selbstverständlich funktionieren, 
dann gäbe es die wachsende Zahl von Lohnarbeitslosen nicht und niemand käme 
überhaupt auf die Idee für diese Menschen eine solche Forderungen aufzustellen. 
Die Forderung nach „Bedingungslosem Grundeinkommen“ ist also ein Reflex, eine 
Reaktion auf das bisherige Versagen der Kapitalakkumulation. 
Die sprunghafte Vergrößerung der Lohnarbeitslosigkeit erfolgte mit jeder zyklischen 
Krise. Es begann mit der Weltwirtschaftskrise 1974/75 und setzte sich mit jedem 
Konjunktureinbruch fort. Es begann in Deutschland mit 1 Million und wir liegen 
heute bei 5 Millionen. 

1. Bedingung erfolgreicher Kapitalakkumulation ist, dass die Lohnarbeit sich ausdehnt 
und nicht schrumpft. Gelingt es nicht die Anwendung von Lohnarbeit auszudehnen, 
dann gerät die Kapitalakkumulation in die Krise und produziert progressiv 
Lohnarbeitslosigkeit. Die Klientel für „Bedingungsloses Grundeinkommen“ wächst 
also ständig, wenn es nicht gelingt, die Lohnarbeit auszudehnen. Erklärtes Ziel der 
Befürworter des „Bedingungslosen Grundeinkommens“ ist es aber gerade, den 
Zwang zur Lohnarbeit im Kapitalismus zu reduzieren, die Lohnarbeit zu reduzieren. 
Wenn aber die Lohnarbeit nicht ausgedehnt wird, können sich auch die Einkommen 
aus Lohn, Profit und Rente nicht vermehren und die Spielräume für soziale 
Transfers, in welcher Form auch immer, werden enger. Bedingung eines 
„Bedingungslosen Grundeinkommens“ im Kapitalismus wäre also gerade die 
Ausdehnung der Lohnarbeit. 

3. Bedingung einer Existenzsicherung durch „bedingungsloses Grundeinkommen“ 
wäre, dass diesem Geldeinkommen ein entsprechendes Warenangebot gegenüber 
steht. Mensch soll ja davon leben. Auch dies halten die Befürworter für eine 
Selbstverständlichkeit, die es aber nicht ist, nicht im Allgemeinen und schon gar nicht 
im heutigen Kapitalismus.  
Gerne wird darauf verwiesen, dass ja genügend Geld da sei und man es nur 
umverteilen müsse. Welch eine Illusion! Bekanntlich driften Geld- und 
Realakkumulation immer weiter auseinander. Die Vermehrung des Geldes beruht 
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nicht zu letzt auf Spekulation, Zins etc. Diesen Geldmengen steht gerade kein 
entsprechendes Warenangebot gegenüber. Sie umzuverteilen und für den Konsum 
nutzbar machen zu wollen, ist ein schlechter Witz! Die mit dem Geld verbundenen 
Ansprüche auf Genuss des materiellen Reichtum würden sich in Luft auflösen, eben 
weil diesem Geld kein entsprechend produzierter materieller Reichtum entspricht. 
Mangelhafte Verwertung des Kapitals, weil zu wenig billigste Lohnarbeit zu 
Verfügung steht, führt eben zur Einschränkung der Produktion. Ausreichende 
Produktion von materiellem Reichtum ist im Kapitalismus durchaus keine 
Selbstverständlichkeit. Im Extremfall stellt das Kapital die Produktion fast ganz ein, 
weil sie nicht genug Profit abwirft. (Beispiel Argentinien) Aber das würde das 
„Bedingungslose Grundeinkommen“ wohl kaum berühren ... oder? 

4. Das „Bedingungslose Grundeinkommen“ von dem mensch einigermaßen gut soll 
leben können, ist ja nicht so hoch. Einigermaßen leben kann mensch davon nur, wenn 
die Preise für Lebensmittel aller Art niedrig sind. Dass diese Preise so niedrig sind, 
davon gehen die Befürworter dieses famosen Einkommens auch unhinterfragt aus. 
Resultieren die niedrigen Preise wirklich nur aus der hohen Produktivität der 
Lohnarbeit (ja, nicht der Arbeit sondern der Lohnarbeit) ? Können wir das wirklich 
dem Kapital, dem Privateigentum überlassen? Tatsächlich ist die „selbstverständlich“ 
hohe Arbeitsproduktivität nur eine der Bedingungen für die niedrigen Preise, die es 
erlauben mit dem angetrebten Grundeinkommen einigermaßen leben zu können. Die 
andere Bedingungen ist die, dass ein immer größerer Teil dieser Lebensmittel zu 
Niedrigstlöhnen und unter bedrückenden, teils mörderischen Verhältnissen von 
Menschen in China, Indonesien etc. produziert werden. Was wäre das 
Grundeinkommen in der angestrebten Höhe tatsächlich Wert, wenn diese Bedingung 
nicht erfüllt wäre? 

 
Heute ist es kaum noch möglich, sich über die gesellschaftlichen Bedingungen unter denen 
wir unsere Forderungen erheben, zu verständigen. Mit Kapitalismuskritik ist man schnell 
durch! Klar Profit! Klar Verwertung von Wert! Aber was das bedeutet und wie das 
funktioniert, welche Schranken sozialer Emanzipation sich daraus ergeben, das bleibt im 
Dunkeln und wird verdunkelt im Namen der „grenzenlosen Freiheit“ mit der wir unsere 
Forderungen erheben.  
Nicht das Privateigentum sei das Problem, sondern die Lohnabhängigkeit, der Zwang zur 
Lohnarbeit! Welche eine Erkenntnis! Das System der Lohnarbeit beruht darauf, dass die 
Masse der Menschen der gegenständlichen Bedingungen ihrer Reproduktion beraubt ist, 
also auf Enteignung. Die Folgen dieses Systems, allen voran der Zwang zur Lohnarbeit 
selbst, lassen sich nur aus der Welt schaffen durch eine Aneignungsbewegung. Wer den 
Zwang zur Lohnarbeit abschaffen will, ohne eine solche Bewegung zur Aneignung dieser 
gegenständlichen Bedingungen menschlicher Reproduktion, also der Produktionsmittel, wer 
den Arbeitsprozess der Gesellschaft nicht zum Gegenstand sozialer Emanzipation machen 
will, sondern gerade darauf beharrt, dass mensch nach Belieben den Arbeitsprozess links 
oder rechts liegen lassen kann, der verbreitet die gleichen Freiheitsillusionen, wie die 
Bürgerlichen selbst, auch dann, wenn er oder sie es gut meint. Er oder sie nimmt beiläufig 
auch in Kauf, dass Menschen anderswo auf diesem Planeten sich zu Billigstlöhnen zu Tode 
arbeiten, wenn nur das Grundeinkommen ausreicht. Man kann das eben alles dem Kapital 
überlassen. 
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In der Forderung nach „Bedingungslosem Grundeinkommen“ im Kapitalismus wird die 
Forderung nach einem „Recht auf Faulheit“ konkretisiert. Dieses „Recht auf Faulheit“ wird 
sich unter gegebenen kapitalistischen Bedingungen ebenso blamieren wie die altehrwürdige 
Forderung der reformistischen Arbeiterbewegung nach einem „Recht auf Arbeit“ im 
Kapitalismus. Mag das „Recht auf Faulheit“ auch tausendmal sympathischer sein als das 
„Recht auf Arbeit“, beide Forderungen beruhen auf den gleichen Irrtümern und Illusionen 
über den Charakter der kapitalistischen Produktionsweise. 
Ohne Beseitigung des Privateigentums an Produktionsmitteln und Aneignung derselben 
durch die assoziierten ProduzentInnen kann es keine gesicherte Grundversorgung der 
Masse der Menschen geben! Alle notwendigen Forderungen zur Abwendung der 
schlimmsten Folgen des Kapitals können niemals zu einer gesicherten Grundversorgung 
führen und sollten daher auch nicht mit solchen Illusionen geziert werden. 
Das Dilemma vor dem wir stehen, warum die Diskussionen so merkwürdig verlaufen, sehe 
ich darin, dass auch alle bisherigen Versuche, das kapitalistische Privateigentum 
abzuschaffen, sich kräftig „blamiert“ haben (wobei des Wort „Blamage“ in diesem 
Zusammenhang ein Euphemismus ist). Tatsächlich lastet der „Realsozialismus“ wie ein 
Albtraum auf der sozialen Bewegung, vor allem in Deutschland. Solange keine wirkliche 
Offenheit entsteht, erneut über die Formen nachzudenken, in denen sich das Privateigentum 
an Produktionsmitteln überwinden lässt, gibt es keine Chance einer wirklich 
weiterbringenden Diskussion, bleibt die gedankliche Blockade in den sozialen Bewegungen. 
Diese Offenheit, das habe ich verstanden, wird kaum durch angemessene Ökonomiekritik 
vollbracht – auch wenn diese unbedingt nötig ist. Diese Offenheit der Köpfe kann nur das 
Kapital selbst erzeugen, indem das Privateigentum praktisch versagt. So ist auch die 
tatsächliche Erkämpfung einer Grundsicherung für alle, jenseits des Kapitals, an 
Bedingungen geknüpft. 



"Wer nicht arbeitet soll auch nicht essen!"
So konnte man es vor gar nicht langer Zeit von einem gewissen Herrn Müntefering, seines 
Zeichens „Spezialdemokrat“, wieder erfahren.
Auch dem Dümmsten ist bekannt, dass derjenige, der nichts isst, recht bald stirbt! Soll der 
reaktionäre Spruch uns vielleicht die Botschaft übermittel, wonach derjenige der nicht arbeitet, 
auch nicht leben, also sterben soll? Die Nazis haben diese Vision umgesetzt unter der schönen 
Lagerbegrüßungsparole "Arbeit macht frei!"
Die Frankfurter Rundschau berichtet in ihrer Ausgabe vom 19.04.2007 vom Hungertod eines 
20jährigen Hartz IV-Empfängers in Speyer.

Armut
Behörde weist Vorwürfe nach Hungertod zurück

Speyer - Nach dem Hungertod eines 20 Jahre alten Hartz-IV-Empfängers in Speyer sieht die 
zuständige Behörde bei sich keine Versäumnisse. "Wir hätten nichts tun können", sagte Hans 
Grohe von der Arbeitsgemeinschaft (Arge) für die Betreuung von Hartz-IV-Empfängern am 
Mittwoch. "Ich kann meinen Mitarbeitern keinen Vorwurf machen." Der verhungerte 20-
Jährige war am Sonntagabend in seiner Wohnung gefunden worden, in der er mit seiner 
ebenfalls arbeitslosen Mutter gelebt hatte. Die stark geschwächte 48-Jährige sagte, sie hätten 
kein Geld gehabt, um Lebensmittel zu kaufen.

Den beiden war von Oktober 2006 an schrittweise die Unterstützung gestrichen worden, 
nachdem der Sohn Termine versäumt hatte. Auf die Streichung der Mittel habe die Familie 
nicht reagiert, sagte Grohe. Die Arge habe nicht den Auftrag, in derartigen Fällen von sich 
aus aktiv zu werden. Der Speyerer Bürgermeister Hanspeter Brohm betonte, es habe keinen 
Hilferuf der Familie gegeben, auf den hätte reagiert werden können. Mutter und Sohn, die 
als Bedarfsgemeinschaft eingestuft worden waren, hatten vor der Kürzung ihrer 
Unterstützung insgesamt 621 Euro im Monat sowie die Miete für ihre Wohnung erhalten. 
Laut vorläufigem Obduktionsergebnis starb der 20-Jährige schon in der vergangenen Woche. 
dpa
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Die Familie hat auf die Kürzungen von Seiten des „Arbeitsamtes“ (lassen wir es dabei) nicht 
reagiert. Da konnte die Behörde nichts machen! Auch die Message ist deutlich: Wer verhungert 
ist selbst Schuld!
Na klar, der moderne bürgerliche Staat ist selbstverständlich Teil der von manchen Linken 
immer wieder heraufbeschworenen „Zivilgesellschaft“. Mord und Massenmord sind nicht 
seine Sache, es sei denn im weit weniger zivilen Ausland, unter den „Barbaren“, und dann 
geschieht Massenmord auch nur als „Kolateralschaden“ im chirurgisch sauberen Krieg, der 
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